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Pensionssicherung 2021
Der Wohlfahrtsfonds der Ärztekammer für Kärnten ist ein zweckgebundenes Sondervermögen, mit dem 
für Kärntner ÄrztInnen und ZahnärztInnen und deren Angehörige neben anderen Leistungen vor allem 

eine Pensions- und Invaliditätsversorgung sichergestellt wird.

Einleitung
Diese Pensions- und Invaliditätsvorsorge 
wird ausschließlich durch Einzahlung von 
Beiträgen von Kammerangehörigen finan-
ziert. Die aktiven Kammerangehörigen 
und die Leistungsempfänger bilden dabei 
gemeinsam ein solidarisches System.
Wie alle anderen Pensionsversicherungen 
kann auch der Wohlfahrtsfonds seine fi-
nanziellen Mittel nur auf dem Immobilen- 
und Kapitalmarkt bestmöglich veranla-
gen. Gravierende Änderungen dieser 
Märkte haben daher direkte Auswirkun-
gen auf seine Leistungen.

Um diese Auswirkungen beurteilen zu 
können, wird der Wohlfahrtsfonds regel-
mäßig von versicherungsmathemati-
schen Experten geprüft. Schon vor eini-
gen Jahren haben diese Prüfungen erge-
ben, dass vor allem aufgrund der Entwick-
lungen der Finanzmärkte seit 2008 die in 
früheren Jahren erreichten hohen Veran-

lagungsergebnisse nicht mehr erwartet 
werden können.
Man sieht die Entwicklung (Grafik Nr. 1) 
anhand der kurz- und langfristigen Zins-
sätze (3-Monats-Euribor bzw. Satz für 
10-jährige Bundesanleihen), die seit 1995 
von ca. 7 % p.a. auf null bzw. in den nega-
tiven Bereich gesunken sind. Hinzu kom-
men ein deutlicher Anstieg der Volatilität 
und ein Wegfallen von risikofreien Veran-
lagungsmöglichkeiten.
Dies bedeutet, dass die in der Vergangen-
heit geleisteten Beiträge samt den erwirt-
schafteten Zinsen nun nicht mehr voll-

ständig ausreichen, um für die überblick-
bare Zukunft die vorausberechneten Pen-
sionszahlungen abzudecken. Auch die 
Beitragszahlungen der aktiven Kammer-
angehörigen können unter den geänder-
ten Bedingungen die festgelegte Pensi-
onshöhe nicht mehr für die gesamte über-
schaubare Zukunft gänzlich absichern.
Diese Grafik (Nr. 2) zeigt, dass ohne Ände-
rung der derzeitigen Bedingungen vor-
aussichtlich im Jahr 2045 sämtliche Rückla-
gen des Wohlfahrtsfonds aufgebraucht 
wären und Pensionen nur noch aus lau-
fend zu leistenden und massiv zu erhö-
henden Beiträgen der dann berufstätigen 
ÄrztInnen und ZahnärztInnen bezahlt 
werden könnten.
 
Sicherungsmöglichkeiten
Da der Wohlfahrtsfonds keine externen fi-
nanziellen Zahlungen – etwa aus Steuern 
oder anderen öffentlichen Mitteln – erhält, 
kann eine Korrektur im Wesentlichen nur 
über Beitragserhöhungen oder Pensions-
kürzungen erfolgen. 
Weitere mögliche Maßnahmen wären eine 
Erhöhung des Pensionsalters, die Senkung 
der Anwartschaft, die Verschärfung der 
Voraussetzungen für den Pensionsantritt 
oder Ruhensbestimmungen.
Je früher ein Kurswechsel erfolgt, desto 
gelinder können die Maßnahmen zur Absi-
cherung der Pensionsvorsorge ausfallen. 
Aus diesem Grund wurde schon vor eini-
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gen Jahren damit begonnen, die Beiträge 
bei gleichbleibender Pensionshöhe zu 
steigern. Dies verschiebt den Sicherungs-
aufwand jedoch vor allem auf die aktiven 
Kammerangehörigen. 
Um in der Absicherungsphase auch die 
Leistungsempfänger einzubeziehen, er-
möglicht das Ärztegesetz die Einhebung 
eines Pensionssicherungsbeitrages. Damit 
kann ein Pensionsbezug für den Siche-
rungszeitraum um höchstens 20 % ge-
kürzt werden.

Dafür bestehen zwei Voraussetzungen:
1.	Die Bestätigung der Unterdeckung des 

Wohlfahrtsfonds durch zwei versiche-
rungsmathematische Gutachten,

2.	nicht pensionswirksame Beitragserhö-
hungen in mindestens gleicher Höhe.

Die Einführung eines Pensionssicherungs-
beitrages und der meisten anderen Maß-
nahmen kann nur durch eine Satzungsän-
derung vorgeschrieben werden. Zustän-
dig dafür ist die erweiterte Vollversamm-
lung - ein Gremium, in dem ausschließlich 
ÄrztInnen und ZahnärztInnen stimmbe-
rechtigt sind. Für den Beschluss derartiger 
Satzungsänderungen müssen zwei Drittel 
der MandatarInnen anwesend sein und 
zwei Drittel der Anwesenden zustimmen.

Beschlossene Maßnahmen
Am 22. Juni 2020 hat die erweiterte Voll-
versammlung der Ärztekammer für Kärn-
ten folgende Maßnahmen zur Sicherung 
der Pensionen von Kärntner ÄrztInnen 
und ZahnärztInnen beschlossen:
 
Senkung der Anwartschaften ab 
01.01.2021
Für die Zahlung einer jährlich festgelegten 
Höchstsumme an Beiträgen (Richtbeitrag) 
wurden bisher 3 % Anwartschaft für die 
Grundpension zuerkannt. Geringere Bei-
tragsleistungen führen zu einer aliquot 
niedrigeren Anwartschaft. 
Ab 01.01.2021 wird dieser Prozentsatz von 
3 auf 2,65 verringert. Die Anwartschaft pro 
Beitragseuro sinkt damit um etwa 11,6 %. 
PensionsbezieherInnen und bis zu diesem 

Zeitpunkt erworbene Anwartschaften 
sind davon nicht betroffen. 

Pensionssicherungsbeitrag (PSB)
Ab 1. Juli 2021 wird ein Pensionssiche-
rungsbeitrag eingehoben. Er beträgt zu 
Beginn 2 % und nach jährlicher Steigerung 
um je weitere 2 % ab 2028 16 % der Pensi-
onshöhe.  

Keinen Pensionssicherungsbeitrag 
leisten
❙	 BezieherInnen von Waisenpensionen
❙	 BezieherInnen von Kinderunterstützun-

gen
Um BezieherInnen von geringen Pensio-
nen nicht unangemessen hoch zu belas-
ten, wurden Härtefallgrenzen definiert. 
Unter einer Pensionshöhe von 500 € (oder 
Witwen, Witwerpension von 300 €) wird 
kein Pensionssicherungsbeitrag eingeho-
ben, zwischen 500 € und 700 € Pensions-
höhe (Witwen-, Witwerpensionen 300€ 
und 420€) nur ein verringerter Pensionssi-
cherungsbeitrag. Ausgenommen sind 
Pensionen, deren geringe Höhe sich auf 
Grund von wenigen Beitragsjahren ergibt.
Ergänzend dazu kann in anderen Härtefäl-
len ein Antrag an den Verwaltungsaus-
schuss zur Aussetzung oder Kürzung des 
Pensionssicherungsbeitrages gestellt wer-
den. Dabei werden die Kriterien Gesamt-
einkommen, Vermögenslage und persön-
liche Notlage (Krankheit, Tod eines nahen 
Angehörigen etc.) berücksichtigt.
Die Grafik (Nr. 3, nächste Seite) zeigt, wie 
sich der Pensionssicherungsbeitrag im 
Laufe der Zeit auf die Bruttopension aus-

wirkt. Für das Beispiel wurde der Bezug der 
vollen Grundleistung (100 % ergeben dzt.  
€ 1.189,00 p.M.) und jener von Ergänzungs-
und Zusatzleistung (zusätzlich für Kassen-
ärztInnen; diese Leistungen sind von den 
Maßnahmen nicht betroffen) herangezo-
gen.

Beitragserhöhungen ab 01.01.2021
Für die Jahre 2021 bis 2027 werden die Bei-
träge bei gleichbleibender Pensionshöhe 
jährlich um 2,5 % erhöht.

Ruhensbestimmungen (Zuverdienst-
grenze)
Ab 01.01.2026 kann die Grundleistung bei 
Bezug einer gesetzlichen Pension ohne 
die bisherige Einschränkung für Kassen-
ärztInnen beantragt werden, wenn man 
weiterarbeitet. Allerdings gilt ab dann für 
alle PensionsbezieherInnen eine Zuver-
dienstgrenze. Sie wird nach derzeitigem 
Stand 2.378 € p.M. betragen. Wird diese 
Grenze überschritten, ruht der Pensions-

  INFOS
Eine detailliertere Zusammenfas-
sung und die verlautbaren  
Satzungstexte finden Sie auf 
unserer Homepage:   
www.aekktn.at

In den kommenden Tagen wird ein 
Video auf der Homepage verfügbar 
sein, in dem die Maßnahmen 
nochmals erklärt werden. Sollten 
dann noch Unklarheiten bestehen, 
wenden Sie sich bitte an das 
Kammeramt (bitte um Terminverein-
barung bei persönlicher Kontaktauf-
nahme).
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bezug. In diesen Fällen steht allerdings ein 
Zuschlag von 1,5 % p.a. zu, wodurch eine 
Leistung von über 100 % erzielbar sein 
wird.

Invalidität – Änderung Bonusregelung 
ab 01.01.2024
Die Senkung der Anwartschaft macht auch 
eine Adaptierung der Bonusregelung not-
wendig. Der Bonus im Invaliditätsfall soll 
die fehlenden Beitragsjahre ersetzen. Ab 
01.01.2024 wird dieser Bonus vor Vollen-
dung des 25. Lebensjahres 100 % betragen 
und jährlich um 2,65 % (entspricht der An-
wartschaft bei voller Beitragsleistung) sin-
ken. Wie bisher kann die Invaliditätsver-
sorgung bis vor Vollendung des 60. Le-
bensjahres in Anspruch genommen wer-
den. Beispiel PSB / Grafik Nr. 3
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Reform des Wohlfahrtsfonds
Was lange währt, wird endlich gut?

Die seit vielen Jahren schwebende 
Diskussion um diese Reform scheint 
nun ein Ende gefunden zu haben, aber 
ist es ein „gutes“? 
Zu Beginn dieser Kammerperiode haben 
wir uns ebenso wie in all den Jahren zuvor 
zu einer Reform und Stabilisierung des 
Wohlfahrtsfonds unter definierten Zielen 
bekannt und diese mit der Fraktion des 
Teams um Petra Preiss und den Vertretern 
der Zahnärzte bindend vereinbart :
❙	 Langfristige Werterhaltung der Pensionen
❙	 Möglichst kurzer Zeitraum zur Errei-

chung der Stabilisierung des Fonds
❙	 versicherungsmathematische Deckung 

der in das System neu Eintretenden
❙	 Generationengerechte Lastenverteilung
❙	 Beseitigung bestehender Ungerechtig-

keiten im System (Kassenärzte)

Nachdem sich durch die in den letzten 
Jahren beauftragten Gutachten (Exact/
Riegler, Heubeck, Griesmayer) nicht für 
alle Gruppierungen eine ausreichende 
Vertrauensbasis ergeben hat, haben wir 
dem Vorschlag zur Beauftragung eines 
weiteren unabhängigen versicherungs-

mathematischen Gutachtens zugestimmt. 
Im Konsens wurde durch den VA die „Con-
sultatio“ beauftragt, die bisherigen Gut-
achten zu analysieren und einen eigenen 
sachlich fundierten Lösungsvorschlag un-
ter den genannten Prämissen „ohne Ta-
bus“ zu erarbeiten. Für den Fall, dass sich 
für diesen Vorschlag keine Mehrheit bzw. 
kein Konsens finden lassen würde, hatte 
man sich auf eine Urbefragung geeinigt.

Auftragsgemäß hat die Consultatio 
primär folgenden Vorschlag  
erarbeitet: 
❙	 Einführung eines Pensionssicherungsbei-

trages (PSB) von 12 % in 5 Jahresschritten.
❙	 Senkung der jährlich nach dem Richtbei-

trag zu erwerbenden Anwartschaften 
von 3,0 auf 2,1 %.

❙	 Beitragserhöhung um 3 % p.a.

Nach Diskussion im VA wurde eine von uns 
befürwortete Variante mit geringerer Sen-
kung der Anwartschaft und stärkerer Bei-
tragserhöhung erarbeitet, diese mehrheit-
lich angenommen und bei der Vollver-
sammlung 2019 unter Vorlage eines versi-

cherungsmathematischen und verfas-
sungsrechtlichen Gutachtens vorgestellt.

Diese von uns, wie vereinbart, voll-
inhaltlich mitgetragene Reform hätte 
zur Folge gehabt:
❙	 Einführung eines Pensionssicherungsbei-

trages von 12 % in 5 Jahresschritten.
❙	 Senkung der jährlich nach dem Richtbei-

trag zu erwerbenden Anwartschaften von 
3,0 auf 2,5 %.

❙	 Beitragserhöhung um 5 % p.a. für 6 Jahre.
Die in der Vollversammlung 2019 vorgestell-
ten Gutachten belegten eine gerechte Las-
tenverteilung mit vergleichbaren positiven 
Renditen über alle Generationen, einen 
überschaubaren Stabilisierungszeitraum, 
das Erreichen der Deckung der Neueintritte 
und eine langfristige Wertsicherung der 
Pensionen.
Diese Reform ist nicht zustande gekommen, 
weil die Gruppe WSKTN und WIR-Ärzte 
durch Auszug aus dem Gremium eine Ab-
stimmung verunmöglicht haben.
Im weiteren Ablauf wurde versucht, mit den 
genannten Gruppen einen Konsens herbei-
zuführen. 
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